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Vorwort 

Die 74. Staatswissenschaftliche Fortbildungstagung der Deutschen Universi-
tät für Verwaltungswissenschaften Speyer 2011 war als Gemeinschaftsveran-
staltung verschiedener Lehrstühle dem Thema „35 Jahre Verwaltungsverfah-
rensgesetz“ gewidmet. Die Vorträge sind in Band 212 der Schriftenreihe der 
Hochschule Speyer dokumentiert. 

Die 75. Staatswissenschaftliche Fortbildungstagung, die vom 25. – 27. Feb-
ruar 2013 im Bundesrat in Berlin stattfand, wurde ebenfalls von verschiedenen 
Lehrstühlen in Zusammenarbeit durchgeführt. Unter der Leitfrage „Brauchen 
wir eine neue Verfassung?“ betreute Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow das Thema 
„Wandlung im demokratischen System“. Univ.-Prof. Dr. Joachim Wieland ko-
ordinierte Vorträge zum Thema „Finanzverfassung“. Univ.-Prof. Dr. Dr. h. c. 
Karl-Peter Sommermann widmete sich mit anderen Referenten dem Thema 
„Europäische Integration“ und Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill betreute das 
Thema „Neue Medien/Datenschutz“. Den einleitenden Vortrag zum Ge-
samtthema hielt der Präsident des Deutschen Bundestages Prof. Dr. Norbert 
Lammert, MdB. 

Der vorliegende Band dokumentierte die Vorträge der Tagung. Den Assis-
tentinnen Dr. Johanna Wolff, LL.M., Dr. Franziska Kruse und Ass. iur. Afia 
Asafu-Adjei, Mag. rer. publ. an unseren Lehrstühlen danken wir für die Unter-
stützung bei der Vorbereitung und Durchführung der Tagung sowie Frau Ruth 
Nothnagel für die sachkundige Formatierung des Tagungsbandes. 

 

Speyer, im November 2013                                                   Die Herausgeber 
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Eröffnungsvortrag zur 75. Staatswissenschaftlichen 
Fortbildungstagung der Deutschen Universität für 

Verwaltungswissenschaften Speyer zum Thema „Brauchen 
wir eine neue Verfassung?“ 

Von Norbert Lammert 

Meine Damen und Herren, die Fragestellung, ob wir – und mit ,,wir“ ist 
wohl die Bundesrepublik Deutschland gemeint – eine neue Verfassung brau-
chen, ist wieder einmal aktuell, aber keineswegs neu. Sie begleitet vielmehr die 
mehr als 60-jährige Verfassungsgeschichte des Grundgesetzes. Als ein promi-
nentes Beispiel für diese Beobachtung kann die vielbeachtete damalige An-
trittsvorlesung des Freiburger Politikwissenschaftlers Wilhelm Hennis zum 
Thema „Verfassung und Verfassungswirklichkeit. Ein deutsches Problem“ gel-
ten. In dieser Vorlesung aus dem Jahre 1968 macht Hennis auf einen nach wie 
vor regelmäßig vorgebrachten Aspekt unserer Verfassungsdiskussion aufmerk-
sam, nämlich das Spannungsverhältnis zwischen Verfassung und Verfassungs-
wirklichkeit: „Das Begriffspaar hat bis in die Schulbücher Eingang gefunden; 
kein Leitartikler, der nicht damit umzugehen wüsste; kaum ein Kritiker unserer 
öffentlichen Zustände, der die Unruhe und das politische Unbehagen in diesem 
Lande nicht in einen Zusammenhang mit einem ,Auseinanderklaffen‘ von 
Norm und Wirklichkeit unserer politischen Verfassung bringen würde.“ Und er 
resümiert seine Hinweise auf die damals aktuelle Diskussionslage mit dem Fa-
zit: „Die Verfassung, das Buch der Bücher, wird nicht ,ernst genommen‘, sie 
wird hintergangen, das Gebot wird verfehlt, sie befindet sich, wie unsere Lite-
raten und einige Staatsrechtslehrer es sehen, im Zustande des Verfalls, sie wird 
verraten, bestenfalls dient sie als ideologischer Schein zur Verdeckung einer 
sich im Zustand der Sündigkeit befindlichen Wirklichkeit.“1 

Besonders beachtlich an diesem vertrauten Befund ist das Datum: Damals 
war das Grundgesetz noch keine zwanzig Jahre alt, und schon seinerzeit gab es 
eine Diskussion darüber, ob die in dieser zunächst provisorisch gedachten Ver-
fassung formulierten Normen und die Entwicklung der politischen Realität 
nicht längst eine Diskrepanz aufwiesen, die durch Neuformulierungen, wenn 
nicht sogar eine neue Verfassung aufgelöst werden müsste. Allerdings wurde 
und wird immer wieder zugleich auf die Anpassungsfähigkeit dieses Verfas-

___________ 
1  Wilhelm Hennis: Regieren im modernen Staat, Tübingen 2000, S. 183 und S. 200. 
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sungstextes an veränderte Wirklichkeiten hingewiesen und damit ein ganz we-
sentliches Qualitätsmerkmal des Grundgesetzes hervorgehoben. Die unter-
schiedlichen verfassungsrechtlichen Herausforderungen, die es in den vergan-
genen sechs Jahrzehnten, also seit der Beschlussfassung über diese Verfassung, 
gegeben hat – von der Wehrverfassung in den Fünfzigern über die Notstands-
gesetzgebung in den Sechzigern, die Einbeziehung der europäischen Integration 
in den folgenden Jahrzehnten bis zur Föderalismusreform – haben immer wie-
der zu kleineren und größeren Veränderungen in der Verfassung geführt, aber 
nie wirklich die Notwendigkeit einer Totalrevision evident gemacht; im Gegen-
teil hat sich diese Verfassung als bemerkenswert anpassungsfähig erwiesen.  

Mein persönlicher Eindruck ist, dass es für die neuerliche Debatte, die wir 
führen, drei sehr unterschiedliche Motive, Begründungen und auch Zielrichtun-
gen gibt. Und die Beantwortung der Frage, ob wir überhaupt und wenn ja, unter 
welchen Voraussetzungen eine neue Verfassung brauchen, sollte vernünftiger-
weise mindestens mit dieser Differenzierung vorgenommen werden, weil diese 
unterschiedlichen Aspekte möglicherweise auch nicht zu gleichen Schlussfol-
gerungen Anlass geben.  

Zunächst gibt es so etwas wie eine anhaltende Enttäuschung über eine man-
gelhafte Legitimation: Das Ganze sei damals ja unter ganz besonderen histori-
schen Bedingungen zustande gekommen, habe den Anspruch einer endgültigen 
Verfassung von vorneherein nicht erheben wollen, deswegen sei mit Blick auf 
diese besondere Lage die Nichtlegitimierung durch einen Volksentscheid histo-
risch hinnehmbar, aber bei dauerhaftem Geltungsanspruch eigentlich nur 
schwer akzeptabel. Diese mal mehr und mal weniger ausdrückliche Enttäu-
schung des Fachpublikums verbindet sich wiederum regelmäßig mit dem Hin-
weis auf die verpasste Chance, dass es doch spätestens bei der Wiederherstel-
lung der nationalen Einheit die probate Gelegenheit gegeben hätte, nun von der 
Öffnungsklausel des Artikel 146 Gebrauch zu machen und dieses vorläufige, 
nicht einmal Verfassung heißende Grundgesetz durch eine neue, gemeinsam 
erarbeitete und vom Volk bestätigte Verfassung abzulösen.  

Ich habe den Eindruck, dass diese Enttäuschung unter westdeutschen Auto-
ren und Publizisten ausgeprägter ist als unter ostdeutschen. Dass man die Gele-
genheit der Wiederherstellung der nationalen Einheit für eine neue Verfassung 
hätte nutzen müssen, war jedenfalls ein in der westdeutschen Diskussion stärker 
reklamiertes Bedürfnis als in der ostdeutschen Öffentlichkeit. Die Frage ist im 
Übrigen faktisch in der damaligen DDR entschieden worden und zwar in 
Kenntnis einer Debattenlage, die es auch dort gab, nämlich bei den Runden Ti-
schen, die sich ja längst etabliert hatten, im Vorfeld und parallel zur ersten und 
einzigen Wahl einer frei gewählten Volkskammer. Und diese frei gewählte, 
zweifellos demokratisch legitimierte DDR-Volkskammer hat in Kenntnis dieser 
Diskussion, teilweise übrigens auch von konkreten Formulierungsvorschlägen 

  



Brauchen wir eine neue Verfassung? 11

der Runden Tische, die denkwürdige Entscheidung getroffen, der Bundesrepub-
lik Deutschland nach dem damaligen Artikel 23 des Grundgesetzes beizutreten. 
Dies ist keineswegs versehentlich passiert, sondern es war ein ausdrückliches 
historisch-politisches Kalkül. Und mindestens aus der Perspektive dieses da-
mals erstmals demokratisch selbstbestimmten Teils Deutschlands war die Aus-
sicht, dem Geltungsbereich dieser Verfassung anzugehören, offenkundig mit 
Abstand dringlicher als die Aussicht auf eine renovierte oder rundum erneuerte 
Verfassung.  

Zweitens gibt es unabhängig von diesem ersten Einwand eine Reihe von As-
pekten, die man unter dem Stichwort Modernisierungsbedarf zusammenfassen 
kann. Die wissenschaftliche wie öffentliche, publizistische Diskussion beschäf-
tigt seit geraumer Zeit die Frage, ob nicht eine Verfassung, die nun allmählich 
ins Rentenalter hineinwächst, einen Revitalisierungs- oder Vitalisierungsschub 
gebrauchen könne, und ob sie nicht eine Reihe von gesellschaftlichen wie si-
cher auch messbaren, spürbaren Veränderungen, von Erwartungen an die Funk-
tionsbedingungen eines politischen Systems übernehmen sollte oder müsste.  

In diesem Zusammenhang werden viele sehr unterschiedliche Überlegungen 
diskutiert, die hier nicht im Einzelnen vorgetragen werden müssen. Besondere 
Bedeutung verdient die Frage, ob die Verfassung, so wie sie gegenwärtig be-
steht und gilt, einschließlich der Veränderungen, die sie im Laufe dieser gut 
60 Jahre erfahren hat, erkennbaren Veränderungserwartungen hinreichend 
Raum gibt. Oder umgekehrt: Ob sich die Notwendigkeit ergibt, diesen verän-
derten Erwartungen, insbesondere veränderten Partizipationserwartungen, 
durch präzisierende oder neue Regelungen Raum zu geben. Ich halte diese 
Überlegung ausdrücklich nicht nur für zulässig, sondern auch für willkommen. 
Gerade bei einer Verfassung, deren Qualität ja im Allgemeinen national und in-
ternational in den höchsten Tönen gelobt wird und sich insofern keineswegs 
gegen eine Fundamentalkritik wehren muss, können und sollten wir uns die 
Souveränität erlauben, uns mit der Frage auseinanderzusetzen, ob sich nicht an 
der einen oder anderen Stelle die Verfassungswirklichkeit zu sehr von der Ver-
fassungsnorm entfernt habe.  

Ich will zunächst zwei oder drei Punkte aufgreifen, die immer wieder in der 
Diskussion eine Rolle spielen und die ich in einer besonders kompakten, durch-
aus plausiblen Weise in einem Beitrag gefunden habe, den der Politikwissen-
schaftler Roland Sturm im Jahre 2010 formuliert hat. Er trägt die Überschrift 
„Das Grundgesetz im Wandel – ist Deutschland noch in guter Verfassung?“ 
und nimmt damit eine Unterscheidung des damaligen Bundespräsidenten 
Richard von Weizsäcker auf, der dem Grundgesetz bescheinigt hatte, was für 
das Land nicht ganz so offensichtlich sei.2 Der Beitrag plädiert für eine Reihe 
___________ 

2  Roland Sturm: „Das Grundgesetz im Wandel – ist Deutschland noch in guter Ver-
fassung?“, veröffentlicht auf der Internetseite des Goethe-Instituts 01/2010. 
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